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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2021 Ausgegeben am 27. Juli 2021 Teil I 

150. Bundesgesetz: Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzespaket – EAG-Paket 

 (NR: GP XXVII RV 733 AB 982 S. 115. BR: 10690 AB 10724 S. 929.) 

 [CELEX-Nr.: 32018L2001, 32019L0944, 32019L0692] 

150. Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über den Ausbau von Energie aus 
erneuerbaren Quellen (Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz – EAG) erlassen wird sowie das 
Ökostromgesetz 2012, das Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010, das 
Gaswirtschaftsgesetz 2011, das Energielenkungsgesetz 2012, das Energie-Control-Gesetz, 
das Bundesgesetz zur Festlegung einheitlicher Standards beim Infrastrukturaufbau für 
alternative Kraftstoffe, das Wärme- und Kälteleitungsausbaugesetz, das 
Starkstromwegegesetz 1968 und das Bundesgesetz über elektrische Leitungsanlagen, die 
sich nicht auf zwei oder mehrere Bundesländer erstrecken, geändert werden 
(Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzespaket – EAG-Paket) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 2 

Änderung des Ökostromgesetzes 2012 

Das Bundesgesetz über die Förderung der Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energieträgern 
(Ökostromgesetz 2012 – ÖSG 2012), BGBl. I Nr. 75/2012, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 12/2021, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis entfallen die Einträge zu den §§ 2, 3, 4, 6, 11 und 43. 

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zur Überschrift des 6. Teils: 

„6. Teil 

Verwaltung der Fördermittel“ 

3. Im Inhaltsverzeichnis entfallen die Einträge zum 1. und 2. Abschnitt des 6. Teils mit Ausnahme des 
Eintrags zu § 50. 

4. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag zu § 57e folgende Einträge eingefügt: 
 „§ 57f. Übergangsbestimmungen betreffend das Inkrafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes 
 § 57g. Inkrafttretensbestimmung der ÖSG 2012-Novelle BGBl. I Nr. 150/2021“ 

5. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Überschrift lautet: 

„Kompetenzgrundlage und Vollziehung 

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie 
sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das 
B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten können unmittelbar 
von den in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Einrichtungen versehen werden.“ 

6. Die §§ 2 bis 4 samt Überschriften werden aufgehoben. 

7. In § 5 Abs. 1 entfallen die Z 15, 24 und 25; in Z 29 wird die Wortfolge „ , dem Ökostrompauschale gemäß 
Z 25 sowie den Ökostromförderbeiträgen gemäß Z 24“ durch die Wortfolge „und der Bedeckung der 
Mehraufwendungen gemäß § 42“ ersetzt. 

8. § 6 samt Überschrift wird aufgehoben. 
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9. § 10 Abs. 1 lautet: 

„(1) Sofern in den nachfolgenden Absätzen nicht anderes bestimmt ist, gelten für Herkunftsnachweise 
die Bestimmungen des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG), BGBl. I Nr. 150/2021.“ 

10. § 10 Abs. 2 bis 6, 9, 10, 11 und 15 werden aufgehoben. 

11. In § 10 Abs. 7 entfällt die Wortfolge „einem anderen Stromhändler oder“. 

12. § 11 samt Überschrift und § 16 Abs. 2 werden aufgehoben. 

13. In § 29 Abs. 8 wird die Wendung „§ 45 dieses Bundesgesetzes“ durch den Ausdruck „§ 71 Abs. 1 EAG“ 
ersetzt. 

14. § 41 Abs. 2 erster Satz wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Die zugewiesenen Strommengen sind entsprechend dem Stundenpreis der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung für die für Österreich relevante Gebotszone zu verrechnen. Bei Nichtverfügbarkeit der 
einheitlichen Day-Ahead Marktkopplung ist der ersatzweise veröffentlichte Day-Ahead-Stundenpreis 
desjenigen nominierten Strommarktbetreibers heranzuziehen, der für den betroffenen Tag den höchsten 
Handelsumsatz in der für Österreich relevanten Gebotszone ausweist.“ 

15. In § 42 Abs. 1 Z 5 wird nach dem Ausdruck „§ 43“ die Wortfolge „in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 12/2021“ angefügt; in Z 5 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 
angefügt: 

 „6. die der EAG-Förderabwicklungsstelle abzugeltenden Aufwendungen gemäß § 69 Abs. 1 Z 1, 3, 4 
und 7 EAG sowie die Aufwendungen gemäß §71 Abs. 2 Z 2 EAG.“ 

16. § 42 Abs. 2 lautet: 

„(2) Allfällige Differenzbeträge, die sich in einem Kalenderjahr zwischen den gemäß § 72 bis § 75 
EAG vereinnahmten Mitteln, einschließlich Eingängen aus Verwaltungsstrafen gemäß § 55, Zinsen und 
sonstigen Zuwendungen, und den Mehraufwendungen gemäß Abs. 1 sowie den mit der Abwicklung der 
Investitionszuschüsse gemäß den §§ 25 bis 27a verbundenen Kosten ergeben, sind bilanztechnisch 
erfolgswirksam abzugrenzen und im nächsten Kalenderjahr durch eine Anpassung des Erneuerbaren-
Förderbeitrags auszugleichen. Ein ausgeglichenes Ergebnis zwischen den im Folgejahr zu erwartenden 
Mehraufwendungen, sowie den in diesem Zeitraum prognostizierten Erlösen, ist anzustreben. Der 
verbleibende, nicht durch Erlöse gedeckte Teil der Mehraufwendungen eines Geschäftsjahres ist im 
Jahresabschluss der Ökostromabwicklungsstelle als Aktivposten anzusetzen und mit den im künftigen 
Erneuerbaren-Förderbeitrag abgegoltenen Mehreinnahmen zu verrechnen. Übersteigen die Erlöse die 
Mehraufwendungen eines Kalenderjahres, so sind diese Überschüsse als Verrechnungsverbindlichkeiten in 
die Bilanz der Ökostromabwicklungsstelle einzustellen und mit den im künftigen Erneuerbaren-
Förderbeitrag in Abzug gebrachten Mehreinnahmen zu verrechnen.“ 

17. (Verfassungsbestimmung) § 43 samt Überschrift wird aufgehoben. 

18. In der Überschrift zum 6. Teil entfällt die Wortfolge „Aufbringung und“. 

19. Die Überschriften zum 1. und 2. Abschnitt des 6. Teils sowie die §§ 44 bis 49 samt Überschriften werden 
aufgehoben. 

20. In § 50 Abs. 1 wird nach dem Wort „Fördermittel“ die Wortfolge „für Förderungen nach diesem 
Bundesgesetz“ eingefügt; § 50 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Ökostromabwicklungsstelle hat die Mittel für die Förderungen gemäß § 25 bis § 27a 
(Investitionszuschüsse für Ablauge, Kleinwasserkraft, mittlere Wasserkraft, Photovoltaikanlagen und 
Stromspeicher) vierteljährlich an die Abwicklungsstelle für Investitionszuschüsse zu überweisen.“ 

21. § 51 Abs. 1 und § 52 Abs. 1 bis 3 werden aufgehoben. 

22. (Verfassungsbestimmung) In § 54 wird die Wortfolge „betreffenden Sachverhalte“ durch die Wortfolge 
„betreffende Sachverhalte zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz“ ersetzt. 

23. § 55 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3 werden aufgehoben. 

24. In § 55 Abs. 4 wird die Wortfolge „Konto für Ökostrom“ durch das Wort „Fördermittelkonto“ ersetzt. 
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25. Nach § 57e werden folgende §§ 57f und 57g samt Überschriften eingefügt: 

„Übergangsbestimmungen betreffend das Inkrafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes 

§ 57f. (1) Ab Inkrafttreten der nicht unter § 103 Abs. 2 fallenden Bestimmungen des Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetzes, BGBl. I Nr. 150/2021, 

 1. sind die §§ 24 bis 27a mit der Maßgabe anzuwenden, dass Verträge nach diesem Bundesgesetz 
nicht mehr abgeschlossen werden, es sei denn, eine Förderzusage wurde bereits erteilt oder frei 
werdende Fördermittel ermöglichen eine Förderzusage für bereits gereihte Anträge. Zusätzliche 
Fördermittel für neue Verträge werden nicht mehr zur Verfügung gestellt. Wird eine Anlage 
erweitert, sind auf den erweiterten Teil die Bestimmungen des EAG anzuwenden. 

 2. ist § 13 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Ökostromabwicklungsstelle neue Verträge nach 
dieser Bestimmung nur für Anlagen mit einer Engpassleistung unter 500 kW abzuschließen hat. 
Die Ökostromabwicklungsstelle hat die abgenommenen Ökostrommengen zu den in § 13 Abs. 3 
bestimmten Preisen zu vergüten und samt den vom Anlagenbetreiber überlassenen und den 
abgenommenen Ökostrommengen entsprechenden Herkunftsnachweisen bestmöglich zu 
vermarkten. Die Ökostromabwicklungsstelle hat für die Vermarktung eine besondere 
Bilanzgruppe unter Beachtung des § 38 Abs. 2 zu bilden. § 37 Abs. 1 Z 3 kommt nicht zur 
Anwendung. Verträge nach dieser Ziffer enden spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 2030. 

 3. tritt in § 6 Abs. 1 des Biomasseförderung-Grundsatzgesetzes an die Stelle der Verweisung auf § 48 
ÖSG 2012 die Verweisung auf § 75 EAG; in § 6 Abs. 2 des Biomasseförderung-Grundsatzgesetzes 
tritt an die Stelle der Verweisung auf § 48 Abs. 3, 4 und 5 die Verweisung auf § 75 Abs. 3, 4 und 
6 EAG. 

(2) Bestehende Verträge gemäß § 13 ÖSG 2012, in der für die Anlage jeweils maßgeblichen Fassung, 
enden spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 2030. 

(3) Ab Inkrafttreten der unter § 103 Abs. 2 fallenden Bestimmungen des Erneuerbaren-Ausbau-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 150/2021, 

 1. sind die §§ 7 bis 9 mit der Maßgabe anzuwenden, dass Anerkennungsbescheide nach diesem 
Bundesgesetz nicht mehr ausgestellt werden. 

 2. sind die §§ 12, 14 bis 23b und § 56 Abs. 4 bis 8 mit der Maßgabe anzuwenden, dass Verträge nach 
diesem Bundesgesetz nicht mehr abgeschlossen werden, es sei denn, eine Förderzusage wurde 
bereits erteilt. Fördermittel für neue Verträge werden nicht mehr zur Verfügung gestellt. Eine 
Verlängerung der Laufzeit gemäß § 17 Abs. 3 gilt nicht als Abschluss eines neuen Vertrages. Wird 
eine Anlage erweitert, sind auf den erweiterten Teil die Bestimmungen des EAG anzuwenden. Im 
Fall der Erweiterung ist eine Überschreitung der Höchstgröße für Photovoltaikanlagen gemäß § 20 
Abs. 3 Z 4 zulässig. 

Inkrafttretensbestimmung der ÖSG 2012-Novelle BGBI. I Nr. 150/2021 

§ 57g. (1) (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Überschrift tritt mit dem der Kundmachung folgenden 
Tag in Kraft. 

(2) § 5 Abs.1 Z 29, § 10 Abs. 1 und 7, § 29 Abs. 8, § 42 Abs. 1 Z 5 und 6 sowie Abs. 2, die Überschrift 
des 6. Teils samt Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 50 Abs. 1, § 55 Abs. 4, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 150/2021, treten mit Inkrafttreten der nicht unter § 103 Abs. 2 fallenden 
Bestimmungen des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes, BGBl. I Nr. 150/2021, in Kraft; gleichzeitig treten die 
§§ 2 bis 4 samt Überschriften und Einträgen im Inhaltsverzeichnis, § 5 Abs. 1 Z 15, 24 und 25, § 6 samt 
Überschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 10 Abs. 2 bis 6, 9, 10, 11 und 15, § 11 samt Überschrift 
und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 16 Abs. 2, §§ 44 bis 49 samt Überschriften und Einträgen im 
Inhaltsverzeichnis, die Überschriften zum 1. und 2. Abschnitt des 6. Teils samt Einträgen im 
Inhaltsverzeichnis, § 51 Abs. 1, § 52 Abs. 1 bis 3, § 55 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3, § 58 Z 5, jeweils in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/2021, außer Kraft. 

(3) (Verfassungsbestimmung) § 54 und § 58 Z 1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 150/2021, treten mit Inkrafttreten der nicht unter § 103 Abs. 2 fallenden Bestimmungen des 
Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes, BGBl. I Nr. 150/2021, in Kraft; gleichzeitig tritt § 43 samt Überschrift und 
Eintrag im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/2021 außer Kraft. 

(4) Alle übrigen Bestimmungen treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 

26. (Verfassungsbestimmung) In § 58 Z 1 entfällt der Ausdruck „§ 43,“. 

27. In § 58 entfällt die Z 5. 

 


